
  

Das Schröder-Blair-Papier „Der Weg nach vorne für Europas 
Sozialdemokraten“ 

Auszug zu Punkt IV: Eine aktive Arbeitsmarktpolitik für die Linke 

Der Staat muß die Beschäftigung aktiv fördern und nicht nur passiver Versorger der Opfer wirtschaftli-
chen Versagens sein. Menschen, die nie gearbeitet haben oder schon lange arbeitslos sind, verlieren 
die Fertigkeiten, die sie brauchen, um auf dem Arbeitsmarkt konkurrieren zu können. Langzeitarbeits-
losigkeit beeinträchtigt die persönlichen Lebenschancen auch in anderer Weise und macht die unein-
geschränkte gesellschaftliche Teilhabe schwieriger. 

Ein Sozialversicherungssystem, das die Fähigkeit, Arbeit zu finden, behindert, muß reformiert werden. 
Moderne Sozialdemokraten wollen das Sicherheitsnetz aus Ansprüchen in ein Sprungbrett in die Ei-
genverantwortung umwandeln. Für unsere Gesellschaften besteht der Imperativ der sozialen Gerech-
tigkeit aus mehr als der Verteilung von Geld. Unser Ziel ist eine Ausweitung der Chancengleichheit, 
unabhängig von Geschlecht, Rasse, Alter oder Behinderung – um sozialen Ausschluß zu bekämpfen 
und die Gleichheit zwischen Mann und Frau sicherzustellen. 

Die Menschen verlangen zu Recht nach hochwertigen Dienstleistungen und Solidarität für alle, die 
Hilfe brauchen – aber auch nach Fairness gegenüber denen, die das bezahlen. Alle sozialpolitischen 
Instrumente müssen Lebenschancen verbessern, Selbsthilfe anregen, Eigenverantwortung fördern. 
Mit diesem Ziel wird in Deutschland das Gesundheitssystem ebenso wie das System der Alterssiche-
rung umfassend modernisiert, indem beide auf die Veränderungen in der Lebenserwartung und die 
sich verändernden Erwerbsbiographien eingestellt werden, ohne den Grundsatz der Solidarität dabei 
preiszugeben. Derselbe Gedanke stand im Hintergrund bei der Einführung der „Stakeholder Pensi-
ons“ und der Reform der Erwerbsunfähigkeitszahlungen in Großbritannien. 

Zeiten der Arbeitslosigkeit müssen in einer Wirtschaft, in der es den lebenslangen Arbeitsplatz nicht 
mehr gibt, eine Chance für Qualifizierung und persönliche Weiterbildung sein. Teilzeit- arbeit und ge-
ringfügige Arbeit sind besser als gar keine Arbeit, denn sie erleichtern den Übergang von Arbeitslo-
sigkeit in Beschäftigung. Eine neue Politik mit dem Ziel, arbeitslosen Menschen Arbeitsplätze und 
Ausbildung anzubieten, ist eine sozialdemokratische Priorität – wir erwarten aber auch, dass jeder die 
ihm gebotenen Chancen annimmt. 

Es reicht aber nicht, die Menschen mit den Fähigkeiten und Kenntnissen auszurüsten, die sie brau-
chen, um erwerbstätig zu werden. Das System der Steuern und Sozialleistungen muss sicherstellen, 
daß es im Interesse der Menschen liegt, zu arbeiten. Ein gestrafftes und modernisiertes Steuer- und 
Sozialleistungssystem ist eine wesentliche Komponente der aktiven, angebotsorientierten Arbeits-
marktpolitik der Linken. Wir müssen: 

− dafür sorgen, daß sich Arbeit für den einzelnen und die Familie lohnt. Der größte Teil des Ein-
kommens muß in den Taschen derer verbleiben, die dafür gearbeitet haben; 

− Arbeitgeber durch den gezielten Einsatz von Subventionen für geringfügige Beschäftigung und die 
Verringerung der Steuer- und Sozialabgabenlast auf geringfügige Beschäftigungsverhältnisse er-
mutigen, „Einstiegsjobs“ in den Arbeitsmarkt anzubieten. Wir müssen ausloten, wieviel Spielraum 
es gibt, die Belastung durch Lohnnebenkosten mit Hilfe von Umweltsteuern zu senken; 

− gezielte Programme für Langzeitarbeitslose und andere Benachteiligte auflegen, um ihnen die 
Möglichkeit zu geben, sich unter Beachtung des Grundsatzes, daß Rechte gleichzeitig auch 
Pflichten bedingen, wieder in den Arbeitsmarkt zu integrieren; 

− alle Leistungsempfänger, darunter auch Menschen im arbeitsfähigen Alter, die E
keitsleistungen beziehen, auf ihre Fähigkeit überprüfen, ihren Lebensunterhalt zu verdienen, und 
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die staatlichen Stellen so reformieren, daß sie Arbeitsfähige dabei unterstützen, eine geeignete 
Beschäftigung zu finden. 

− Unternehmergeist und Geschäftsgründungen als gangbaren Weg aus der Arbeitslosigkeit unter-
stützen. Solche Entscheidungen bringen erhebliche Risiken für diejenigen mit sich, die einen sol-
chen Schritt wagen. Wir müssen diese Menschen unterstützen, indem wir diese Risiken kalkulier-
bar machen. 

Die neue angebotsorientierte Agenda der Linken wird den Strukturwandel beschleunigen. Sie wird es 
aber auch leichter machen, mit ihm zu leben und ihn zu gestalten. Anpassung an den Wandel ist nie 
einfach, und der Wandel scheint sich schneller zu vollziehen als je zuvor, nicht zuletzt aufgrund der 
Auswirkungen neuer Technologien. Der Wandel vernichtet unweigerlich Arbeitsplätze, aber er schafft 
auch neue. 

Zwischen dem Verlust von Arbeitsplätzen in einem Sektor und der Schaffung von neuen Arbeitsplät-
zen anderswo können jedoch zeitliche Lücken entstehen. Was immer der langfristige Nutzen für 
Volkswirtschaften und Lebensstandard sein mag, in einigen Wirtschaftszweigen und bei einigen 
Gruppen werden sich die Kosten vor dem Nutzen einstellen. Daher müssen wir unsere Bemühungen 
darauf konzentrieren, Probleme des Übergangs abzufedern. Die unerwünschten Auswirkungen des 
Wandels werden um so stärker ausfallen, je länger man sich diesem Wandel widersetzt, aber es wäre 
Wunschdenken, sie leugnen zu wollen. 

Je reibungsloser der Arbeitsmarkt und die Produktmärkte funktionieren, desto leichter wird die Anpas-
sung gelingen. Beschäftigungshindernisse in Sektoren mit relativ niedriger Produktivität müssen ver-
ringert werden, wenn Arbeitnehmer, die von den mit jedem Strukturwandel einhergehenden Produkti-
vitätszuwächsen verdrängt wurden, anderswo Arbeit finden sollen. Der Arbeitsmarkt braucht einen 
Sektor mit niedrigen Löhnen, um gering Qualifizierten Arbeitsplätze verfügbar zu machen. 

Die öffentliche Hand kann durch die gezielte Entlastung niedriger Einkommen von Sozialabgaben 
neue Erwerbschancen schaffen und so gleichzeitig Unterstützungsleistungen für Arbeitslose sparen. 
Reformierte Arbeitsmarktpolitiken müssen verdrängte Arbeitnehmer durch Umschulung, die gezielte 
Rückführung aus der sozialen Abhängigkeit in Erwerbstätigkeit sowie Maßnahmen, durch die sich 
Arbeit wieder lohnen soll, an diese neuen Beschäftigungsmöglichkeiten heranführen. 
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